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EEntwurf eines Q/,utadJtens 

1ur Srage bes Wiberftan�sredJts nadJ evangelffdJer f.ebre 

. 
. 

I. 

In den protes-tantisdJ.en Kirchen finden wir kein einiheitlidJ. entwickeltes RedJ.t eines Wider-
standes gegen, die Staatsgewalt und können ein- soldJ.es auch, nidJ.t erwarten. Das liegt an 
der besonderen, mit der Reformation gegebenen Nebenordnung von KirdJ.e und Staat, die 
die mittelalterliche Uberordnun•g der KirdJ.e über den Staat ablöst. Die Bekenntnisse der 
R•eformatioruskirch·en vertreten gemeinhin •den Satz: .<l-as Evangelium verbeut allein 
privatam vindictam1

, daß n-iema.nd der Oberkeit in ihr Amt greifeM (Apol. Conf. XVI, 7, 
vom weltlichen Regiment). Es wird darauf hingewiesen, daß d,as EvangeHum nicht „neue 
Gesetze bringt im Weltreg·iment, sondern gebeut rund will haben, daß wir den Gesetzen 
sollen gehorsam sein und der Oberkeit, darunter wir wohnen, es seien Heiden oder Chri­
sten, und daß wir in solchem Gehorsam unser Liebe erzeigen soHen" (XVI, 5). 

II. 

1. Für die dennodJ. bestehende Frage nach der sittlichen Erlaubtheit bzw. Berechtigung von
Eidbruch und Tyranpenmord im Rahmen, eines W·iderstan:dsrechtes oder von revolutionärer
„Notwehru sind für· die Auffassung des Protestantismus die einschlägigen staatspolitischen

, private Vergel�ng 
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und staatstheoretischen Lehr-en der sog. Monarchomachen reformierter oder Lutherischer�erkunft (v·gl. vor aHem 0. v. Gierke, Joh. Althusius und die Entwidclrung der naturrecht­Hchen Staatstheorien, 1880. 3. Aufl. 19131; K. Wolzendorff, Staatsrecht und Naturrecht inder Lehre vom Widerstandsrecht des Volkes gegen rechtswidrige Ausübung der Staats-gewail1t. '1916) im einzelnen weniger entscheidend, als vielmehr: . 
\.a) im a,Ugem�inen die Tatsache, daß von dei:-M-itte des 16. bis zur Mitte des 19. Jhdts. dieFrage nach dem Widerstandsrecht des Volkes von ihren reliigions- bzw. konfessionspoliti­
schen Anfängen iher sich im Vordergrund des staatswissenschaftlichen Denkens gehalten
hd. 

b) im b,esonderen die theologi·sch-ethische Argumentation in der Erörterung des Wider­
standsproMems, wie sie begegnet 1. bei den Reformatoren, 2. in den Bekenntnisschriften
der Ev_angelischen �irchen, sowie 3. in der neueren protestantischen Theologie (v·gl. u. a.:
K. Mülfer, Luthers Aussa•gen über das Recht des bewaffneten Widerstands gegen den
Kaiser, S. B. ißayr. Akad. der Wiss. 1915; J. Bohatec, Calvin und das Recht, 1934, S. 133,ff;
P. Althaus; Der Brief .a.n ,di,e Römer = Das Neue Testament Deutsch, Bd. 6, 1935, S. 109f,
1946 u. 1949, S. 112 ff; ders., Obrigkei1 und Führertum. 1936, S. 54 ff, K. Barth, Gottes­
erkemirt-nis und Gottesdienst nach reformatorischer Lehre, 1938, S. 212 ff; ders., Die kirch,1.

. . 

Do�atik II[/'4, 195'1, S .. 513 f, v.gl. di,e Anlagen!).
2) I>as Problem des Widerstandes des Vo•lkes gegen einen ungerechten und unred:llt­
mäßici-'.en Herrscher spie-lt bekanntlich eine erhebLiche Rolle in der Staatslehre des klas­
sischen A1tert1.1JIDs und dann erst wieder auf dem Hintergrund des Kampfes zwischen kirch­
lichE)r und staatlicher .,Autorität im christlichen Mittelalter. Die Theokrat,ie des Alten
Testäment�s und der Tyrannenhaß des klassischen Altertums bieten zunäch•st die wes�nt­
limen Motive und Gesichtspunkte an. Tihomas von Aqu-in und vor allem sein Kommentator
Kar,dinal; Caj,eta111 entfalten in ,einer für die Di·skussion maßgeblichen Weise die Leihren
von der Voliks·souv.e:ränität unid dem Tyrannenmord. Die Theorie der Volkssouveränität,
die furi 11. Jhdt. im Kampf zwischen Imperium und .Sacerdotium kirch'licherseits als pole­
in;lsche W,affe entwick.'elt wird,. ausgestaltet im „Defensor pacis" des Marsilius von .Padua
(der'H�n:scher als „dvis principarrs"2), und dde unter naturrechtlicher Bezugnahme auf die
rö�isch:e lex. r•egia entwickelte Konstruktion dE)s Herrschaftsvertrags sind die wesentlich.en
gedanklichen Grundelemente auch für d,ie Monarchomadreru des 16. Jihdts. und der Fol�e­
zeit. H:iin.ili kommt ei-n da und dort positiv-rechtlich festgele�es Widerstandsrecht der
Stände (Wolzendorff, 2'1 ff). Das Verhältnis der s1aatsrech'1:lichen und der naturrechtlichen
Blemente im Widerstandsrecht der Mon,ard:l()(ffiachen ist allerdings in der Forschung noch
umstritten (vgl. Gi�rke, Wolrzendorff, Bohatec). lmmerhin ,gilt, daß, wenn auch Wolzen­
dorffs These, für die protestantischen Monarchomachen sei „Ausgan�spu'likt und Maßstalb
stets das im positiven Verfassungsrecht des ständischen Staates als typische Erscheinung
gegebene Widerstan,p.isredit der Stände" (112), einseitig �st, diese_ Monar�omachell' (Hoto-

, . p: ·nco-gaHia", 157•3'; d1ie sog. Magdeburger Schrift „De Jure mag1stratuum" 1573man „ ra . . . . . " 
. 

'[B . ·?]·· du Plessis-Mornay [oder H. Languet?] ,, Vmd1ciae contra tyrannos 1574; Bucha-eza ' Ch · · l"b . • 1i:::,96 D . regno.· aJ]Ud Scotos"; [.. Danaeus „Politkes nst1anae 'l n seprem .., ,nan „ e Jure . . . . . . · •· · . Wolzendorff noch nicht beachtet, H. Mosanus [:Becman:] m semer Ausemander-spater, von . . . . ·. .. 
· . · ··t H M,a,.•us !l'm ,ausgehenden 17. JhJ.'lh.) das Wrderstandsirecht uber dien Rahmensetzung ·mi ' , ·= . · . , . .. 

d . .1 bestehenden staatlichen Organisation hmaus theoretisch ausweiten konnen,er Jewei ,s · d k" chl'ch A ·t ·t_t. . .. b . . .. H'lfe einer Lehre von der Sup·remat1e er II r en u on a gegenu er aber nicht IJlllu , l -
. , . • .. 

· .• :..1. on'.dern inne!'halb einer im Grunde r e l 1 g 1 o s e n S t a a t s a u f f a s -der staathu1en, s 

t Bürger im Amt des FU.rsten
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s uni g. D. h., auch bei ihnen ist das Problem de_s W-iderStands �ege� die Obrigkeit immer
noch Z'll.tiefst ein r e 1 i g i ö s e s Problem bei allem Aufgebot JU�Slischer Ar911Inentation.

3) Als Gru.Ddlage hierfür gilt •im allgemeinen Calvins �arle�9 10 der lnstitutio von 153G

(Kap. VI, Ende, Opp. sel. I. 219) von den mit den lak�ämon�en Eph�ren, oder d<en römi.

schen Volkstrtbunen verglichenen, ,,populares magistratus ' den S t a n d e n•, denen es

als g ö t t 1 i c h  v e r o r d n e t e Pflicht 1JUkommt, rum Sc.b:u:tz der Freiheit des Volkes

gegen die pflichtvergessenen Herrscher vorzugehen (Ein��lheite�: B�hartec 135 ff). Dieser

Fall ist im.besonderen und vor allem damit gegeben, daß die Obngkeit den Versuch macht,

den Gehorsam gege'll! Gott zu vereiteln. Eine solche Obrigkeit wird zum Tyrannen ohne

Amtsbefugnis, zuan gewöhnlichen Menschen. H i e r kann u. U. 
-�

uch der nach der Ansicht

aller Reformatoren erlaubte Widerstand des Einzelnen gegenuber dem Gewalttäter als 

Privatperson geltend gemacht werdem

·"Es ist . . . bezeichnend, daß audr der Wider-stand n,icht bloß -im Rahmen des Staats­

rechtes und n-icht bloß fµr die Staatsbürger, sondern vom höchsten Standort des alle pa­

triarchalischen Uberordnungs- uIJ1d Unterorclnungsschidllten regelnden absoluten Gesetzen

Gottes befohlen wird und zwar . . . gegen d .as auch dem Heiden ··bekannte Naturgesetz•

(Bohat-ec 1-39). D. h. Cal'ViDJ schaUet das mitbelalterliche Eibe,· die konstitutiven: und poli­

tischen Formalideen des· ,,Naiturrecht-s" aus: die Volkssouveränität und den Sbaamvertrag.

Er behält mit der Lehre von dien rur Wahrung der Rechte der Untertanen eingesetrz:ten•drei
Ständen die positiv-rechtliche Grundlage bei (die Ephoren-d.ehre begegnet schon 1530 bei
Melandlthon CR. xvr 440, Bohatec, 142, Anm. 36). Der Widerstand gegen die die r-eligiösen 
Belange verletzenden Herrscher, die dadurch ihr Amt verscherzen, ist .für Calvin eine 

F o r d e r  u n g d e r R e l i g i o n , ohne daß diese Forderung mit dem Naturrecht identi­
fiziert würde.
4. Die Aufgaobe, Widerstandsrecht bzw. Widerstandspflicht m-it den Geboten der Berg­
pre

di·gt zu vereinlbaren, führt allerdings da7JU, das aktive Wid�rstandsrecht -nur als eine 
ständische Angelegenheit zu behan-del•n. Das hat Cal,vin'. in der praktischen Reformations­
politik �orab i� :Frankr�ich kon1sequent festgehalten (iBohatec 151 ff, vgl. die politische 

�olle, d1� Calwn d� Prmzelli von Geblwt zuspricht!), obwohl Morel wie später Beza (De 

Jure magistratuum �n subditos) den pedanken, vertreten, ,,_a 11 e können sich widersetzen 
gegen di-ejenigen, die in der Verletzung ihrer Amtspflicht sich eine tyra,nnische Herrschaft 
ü�er die Untertall!en a�aßen" (ißohatec 161). Die Schra•nke der Legitimität wurde auch
mchb ver�assen, als Calvm nach 1560 zu defensiv-en Widerstandsrüstungen rät, denn er
glaubt mit d:em Kampf geg.e di G 

· • 
„ 

n e egner der reHgiösen Freiheit d-i e m it d i e se r 

v e r k n_ u P f t e Autorität des legitimen Königs zu verteidigen u �Bohatec, 202).
5. Das Pathos, mit dem Calvin, b · · . .. . . - 15 m semen Kon,zilsbegriff hin•ein - die Rechte und
Pfhchten der Stande praktisdi vertreten hat hat b . . 
lares magi-stratus" die Auff . -d 

' ew111kt, daß. seme Lehre von den .popu

rend sie sich nicht auf d
-ie 

as
ts
sung 

� 
er Monarchomachen, mchweislich 'bestimmt ,bat, wäh·

. en prel.Uenden Begründ d uf di 
verfassungsrechtliche Stellung - der Stände b 

. ·ungen es Widerstandsrechtes a e 

grundsätzlichen Gedankengängen b t h . 
ei L�ther und Melanrothon berufen. In· den

beiden konfessfoneU versdliedenen L
es e t Je-doch kein wesentlicher UDterschied in den
' agem, der Ref · lfllß 

das
. �

iderstandsrecht des Volkes unter Able 
·
, 

or-ma�1on, Auch Zwingli hat schon 

pos1tiy-rechtlich in ein genaues Verhältnis z::ung �nnM
_
t-telbarer Gewaltanwendung ganz 

gesetzt (Wolzendorff, 20). 
dem Jeweils bestehenden Verfassungsrecht 

6. Komplizoiert und umstritten iliegen d' V .. . · schiedeniheit seiner hierher geho"r1·-g Ä_
1e erhaltmsse bei Luther ,im Blick auf die Ver·

d 
en ußerung · 1 • es feststellen: en; 'lm allgemeinen, läßt sich etwa Fo gen 
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a) Luther lehnt im Grunde J'ed"""· .rr lt W'd 
· · "" :,ewa samen 1 erstand alb, und zwar unter der Voraus-

�e

t
tzung, daß der Kaiser .dJ.risUiche ObrigkeW, bzw. Obrigkeit im .corpus Christianum•1s· • 

b) �he�logie __ un� Politik werden betont auseinandergehalten; für die Politik s-indi d-ie Ju:nsten zustand'lg Da: aber En" 1· · ... t 'dd d' · " ....,.n,ge 10n mu1 w1 er 1e welthdie redite 1lehret• (Müller 93) kann eine 1· · t· ... w· ' uns 1su1e 1derstandslehre auch vom Christen zu mindest zugelassen 
werden (ygl. WA 39 II, 72 u. 75 f). 
c) NaturrechtlidJ.e Argumente spielen zwar eine Rolle, und zwar unter dem Begriff derNotwehr (.defensfon,em esse iuri'S niaturelis"3 WA 39 II 76) aber der Satz: vim vi repel-1 r u4 • 1 1 • 

ere _ icet wird abgelehnt, sofern er nidit ganz eindeutig defensiv verstanden wird.d) Unproblematis"dJ. ist der Widerstand in folgenden Grenrzfällen: 
1) wenn der Für-st wahn1S-innig wird; denn dann ist er kei·n Mensdi mehr, 2) wenn derKa,iser im Dienst des Papstes oder des Türken handelt, 3) bei s i c h e r e m W i s s e ndarum, daß der Kaiser unrecht hat, 4) auf Grund besonderer göttlicher Weisung:
e) Die sdJ.ärfste Äußerung -Luthers besagt, daß dem Kaiser Wiäerstand zu leisten ist, audi
wenn er .,su,a sponte, non autoilita-te pa-pae, pro_prio motuu 5 als tyrannischoer Verfolger. au·f­tritt, und zwar um der Erhaltung und Uberlieferung der reinen Lehre und der geordneten
KirdJ.en willen (Disp. über Matth. 19, 21 vom 9. Mai 1539, WA 39 H, 1·7').
7. •Praktisch hat Luther den juristisdien Argumentationen für ein Widerstandsrecht der
Reimsst:ände zu-gestimmt, um denen, die auf Grunod davon• Widerstand 1:eisten., seelsorge­
risch ein gutes Gewissen zu lassen. Aber er hat für sich die Gegenwehr nicht lebhaft und
aus voller innerer Ubeneugung Z'll befürworten vermocht. Dennoch vertritt er die Ansidit,
daß den christlidien Fürsteru gegeniilber dem tyrannismen Ka-iser, sofern, dieser audi zum
corpu-s diristianum gie'hört (und noicht ein Heide ist) eine Widerstandspflidit zur Wahrung
der 1. Ta.fel dies Dekalogs zukomme (Nostri autem princ-ipes non sunt -gentiles, sed omnes
sumus pari.�r chr•istiani et diebemus· resistere •tyranno quoai;i, priman tabulam0

• WA 39 n,
78, 18).
8. Neben dem Fall der Tyrannis, d: h. des Mißbrauchs obrigkeitlicher Gewalt, der Wider­
stana als möglich und unter Umständen als geboten erscheinen läßt, kennt Luther auch den
Fall der A n, o m i a • , d. h. der grundsät'Llichen Gesetzlosigkeit (sine lege, extra legem
et supra l�gem7, WA 39 1'1, 65, 3; 82, 16; 85, 8; 88, 8). Konkret sieht er ihn freilich nur beim
Papsttum, das er unter dem Gesichtswinkel seines totalitären Herrschaf�nspruches durdJ.­
kon-struiert (WA 39 n, 56 f), und dann definiert als .tale mo·nstrum, quod Mnigit, se habere
imperium mu-ndiu 8 (59, 14; vgl. 65), während selbst der Tyrann noch .magna ex parte 
subiectus est le,gibusu9

• Diesem Untier (best-ia) absoluter Willkür gegenüber gilt die .de­
fensio -naturalisu , d. h: .die Gegenwehr ist natüdidi" (WA 39 II, 65, 15). Hier wird u. a. 
sogar der Aufistand Pflidit; .si ego solus possent sedmo�em fa�ere, fac�r�"10 (W� 39 H,
571 18 u. o.) sagt Luther wiederholt. Es geht· da - uniter dem Titel „bestia , "belua , .Ber­
wolW (,vgl. 1Dan. 11, 36; 2. Thess. 2, 3) - um die Pervertierung der Herrsdierpfliditen im 

1 Verteidlgµng ist natürlichen Rechts 
• ist erl81Ubt Gewalt mit Gewalt zw:ückzuschlagen es An' .... eb nicht auf Grund päpstlicher Autorität, von sich aus 
1 aus etgenem uu ' i t lnd nicht Heiden sondern wir alle sind gleicherweise Chr s en und müssen hin-
• ����t:�n TafelJ dem Tyram11en. Widerstand leisten 
, ohne Gesetz, außerhalb und oberhalb des Gesetzes 
, ein derartiges ungeheuer, das vorgibt, es habe die WelJth�rrschatt
, zu großem Teil oesetzen unterwoJJfen ist 
u wenn ich allein einen Aul&tanid machen könnte, täte icb es

.., 
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äußersten Fall. Hier handelt es sich stets um eine Ma�t, die sowohl das Evangelium. mit 
Füßen tritt, als auch Z1.1:gleich das weltH.ch.e Recht auflo5t (WA �9 1�• �2).' als „raptor cor.
porum et amimarum•11 (39 Iil, 83, 8). Es ist die Gestalt des ,,�nti_chnSt 

_im Papsttum, Und. . · d (...1... • tlichen) Obnigke1t weltlichen H Luther kanin nur hier, aber mcht b�!_ er UJJns errschafts. 
bereichs dieses Äußerste der Pervertierung von Recht .n

nd Herrs�aft er�H�en, (vgl. WA
39 II, 79, 26). Daß· er es auch nicht einmal beim Türken flndet, daß dieser fur ihn nicht gänz.
lieh ein vivere sine lege"12 repräsentiert, das zeigt, daß I.Jutpers 9' e 5 chi c h t 1 i c h e
Bindung :n der Frontstellung gegen das Papsttum es i_h�-

verwehrt, _ eine entsprechende
Verkehrung staatlicher Macht, womöglich in, pseudorehgwser �om�, 1� den• Blick zu be­
kommen ( eine Andeutung findet' sich W A 39 II, 7-4, 

1
;: N am . 

CUl �nnclpu� �on_ deberem
res1stere habenti gladium utrumque etiam acutum? Das hiStonsch� �eispiel 1st Georg
von Sachsen welcher voluit fieri papa et elector.14 . Hier gilt: Igitur debeilllU.s omnes 
resistere h,u.i� monstro, quia ibi non resisti.mus principiibu_s nec ma9!5tratui tyranno. Non
enim est legitimus magistratus, quia est invasio rei pub�i�ae con5tl�utae per hominestG). 
Diese zeitgeschichtlich bedingte Schranke der Kolllkrehsierung semes grundsätzlichen 
Urteils ischl:ie&t aber nicht aus, d1,e von ihm für dais· ,, Untier• d·er Papstherflschaft geltenden 
Konsequenzen der äußersten, von allen und· vom einizeln-en Z'll leistenden W i d e r.

. s t and s p f 1 i c h t auf den für Luther (noch) undenkbaren Fall einer Dämon1sierung 
weltlicher Herrschaft, eines „Unrechtsstaates•, der „ohne Gesetz.• lebt, anzuwenden . 
9. Auf dieser Linie sterht dann die in eine schlichte Aufzählung der von den Chr,isten .zum 
Nutzen des Näc:fusten• geforderten Werke der zweiten Tafel des Dekalogs eingeordnete 
knappe Formel des Schottischen Bekenntnisses von 1560: ,, tyrannidem opprimere• (Art. 
XIV, ,,Tyrannei niederzuwerfen,"). 
10. Mit alledem wird, eine Antwort auf die die,-feformatoren und ihre Nachfolger immer
wieder bewegende GnmcMraqe versudlt, ob gewaltsamer Widerstand im Blick auf Matth. 
5, 39 erlaubt sei, und damit"' auch auf die Sonderfrage, ,,an christianus bona conscientia 
sequi possü juri,starum doctrinam"16 (WA 39 II, 72, 19), angesichts eben dieses nnon licet 
res•istere malo" 17

• Man wird behaupten dürfen, daß die Beantwortung dieser Frage durch 
die Reformatoren und ·die re.formato·rischen BekenntiHsschriften innerhalb der Grenzen 
einer a�s seelsorgerlichen Gründen bejahten· Erlaubtheit des Handelns nach dem Wider­
standsrecht der Juristen einerseits und der Auffassung des „ tyrannidem oppr-imere• als 
Pflicht des einzelnen Christen anderer-seit>s in versroiedener Weise erfolgt. Abgelehnt 
wird jedoch die Verte1-digung des Evangeliums selbst mit Waffengewalt, abgelehnt ein 
Widerstand im eigenen Inrteresse außerhalb ·einer zumindest theoretisch konstruierten 
Legitimität oder völligen Gesetzlosigkeit, die alle weltliche und religiöse Satzung zer· 
s-tört. Dagegen: erscheint es als Chri·stenpflidlt, inn-erhalib der angegebenen Grenzen und
Grenzfälle in verschiedener W�se biis zum persönlichen Einsatz des einzelnen mit allen
Mitteln für die Aufrechterhalt'llng zumiilldestens eines Restes' von Gesetz und Ordnung in 
d·er Welt einzutreten. 

u Räuber Leiber und der Seelen
1i Leben ohne Gesetz

d 
u Welchem Fürsten sollte ich nicht widerstehen, der beide Schwerter (das weltliche nämlich un das geistliche) hat Wllcl: schal'Tf hand!habt? 
u woHte Papst und Kurfürst werden

nfScher 
u Daher müssen wir alle diesem Untier widerstE;hen, weil wir hier nicht Fürsten noch tyran 

tuteRegiem.m,g widerstehen. Es 1st keine gesetzm.äßi.ge Regierung, denn es handelt sich um ums des durch Menschen konstituierten Staates. u ob ein Christ guten Gewissens der Lehre der Juristen folgen kannn es ist nicht erlaubt, dem Ubei zu widerstehen 
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11. Diese Erkenntnisse s,incL zwar sehr bald im ZÜsammenhang mit dem pietistischen
Rückzug der Obristen aus der Welt und durdl. eine absolutistisdl.e Interpretation des luthe­
rischen Obrigkeitsgehorsams aus dem Bewuß.tsein der duistlichen Gemeinde und aus der
politisdl.en Ethiik ihrer The�logen weillhin vers<hwunden, aber s-ie •haben sich dennoch
bei einzelnen· vor alrlem in öffenfäch:er Verantwortung und politd-sch:er Aktivität befind­
lidien diristlich:en Märunem auch des .19. Jhdts. gelegentlich al& für ihr Hanideln mitbestim­
mend wieder gezeigt, z.B. in dem Konflikt der preußischen Kon,servativen (Ernst Ludwig
v, Gerlach, Moritz v. Blankenburg, Hans Kleist-Retzow) gegen Bismarck;_ auch in Stahl_s
und Vilmars Wend�g gegen, die Revolution von oben.
12. Auch -innerha:1b des gesellschaftlichen Daseins des einzelnen Christen wird von den
Reformatoren gegenüber den Ridltungen, die damals d-ie Gewaltlosigkeit lehrten, ein
Recht auf Widerstand ·behauptet>; das sidl., freilich unter Verlust des mit ihm verbundenen
politischen- Verantwortlichkeitsgefühls, auch in der späteren Zeit durchgehalten 1hat. Wird
z. B. ein Christ von einem Räuber überfaHen, der von ihm, weil er Christ ist, verlangt,
daß er sich widerstandsi-os ausplündern Jasse, so ist er als Bürger der irdischen Rechts,.
gemeinschiaft verpflichtet, Wideratand zu leisten (sicut ma:gistratus rips,e resistit, cuius·
mem:brum e5, ita praecipit tibi resi'Sitere virtute secundae tiabulae, cui teneris obedire18, 

These 32, WA 39 M, 4!1; vgl. 80, 7': Quicunque occiditJ latronem rin itin-ere, fungitur officio
magist,ratus pl'incipis,18). fü h:at so, weil er Christ ist, eben alis Glied der weltHchen Redl.ts­
gemeinschaft stellvertretend deren Funktion wahrzunehmen, wenn ihre Beauftragten ver­
hindert sind, es sel•bs-t ·zu tun.

m. 

1. Auf unsere Situation angewandt würde das bisher Ermittelte bedeuten, daß etwa
angesichts der Ereignisse des 9. 11. 38 ein kommandierender Genera'1 in seinem Wehr- ·
kr�is durchaus als· evangelischer Christ das Recht gehaibt hätte, mit seiner militäri�en
Mapi,t zum Sgmtz 5,einer bedrohten und en11rechteten Mitbürger einzugreifen. Er würde
nach evgl. Lehre in diesem Fall .das Schwertamt• recht gebraucht haben, weil er es zum
�chutz der unsdwldig Verfolgten und zur Abwehr organ,isierter, wenn auch .staatlich"
gesc:b.ühter �.äuber und Mordbanden an,gewendet hätte. 1Ebenso hätte ein, General oder
Staatsil/,ann, der etwa der Uberzeugung war, daß di� Inhaber der Staatsgewalt, die den
K,r,ieg vorbereiteten, eine .Räuberbande" s·eien, Recht daoom. getan nach evangelisdl.er
Lehre,, we� er sie •beseitigt und· damit c!en Krieg ·ver�dert hätte. Denn der .ungerechte•
d.- h. der zum Zweck des Raubes und der Unterdrückung geführte Krieg· ist eine Mani�
festatfon des Tieres aus dem Aibgrund. (Luther, Warnung an sein-e lieben iDeutschen.
1531. WA 30 HI, 283: .Man mus nicht alles auffrürisch sein lassen, was die biluthunde 
aufifrürisch schei'ten. Denn damit wollen sie aller welt das maul und die fausst 1binden, 
das sie niemand weder mit predigen straffen noch· mit der fausst sich weren solle und 
sie ein offen maul und frei-e han:d behalten. Wollen also durch den namen der auffrur alle 
welt ,sduecken un:d fahen, sjch selbs aber trösten nmd sicher machen. Nein, li,eber geselil, 
man müst dir die definition und deutun,g anders furlegen. Auffrur ist -nicht, wenn• einer 
:_Y"idder dta-s Redllt thut, •Sonst müsten· alie ubertretJtung, des Rechten ,auffrur heissen, Sondem 
der heisst ein auffrürer, der die 0berkeit und Recht nicht leiden wil, so_ndem: greifft sie

, an und-streit widder sie und wil sie un-terdrudcen und sebbst Herr sein und Recht stellen,
wie der Müntzer thet ... "). · 

u :,Dann.gleich wie.die Oberkeit, welcher du ein Glied bist, selbst Widersteht also gebeut sie dirWi� zu� aus vermö� der andern Tafel, welchel'I du giehorsam zti seiill schuldig bist"(WA 39 II, 46) 
1• wer immer emen Räuber auf dem Wege tötet, walltet des Amts der fürstlichen Behörde
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2. Das l:>iblisc:he Recht einer solchen Handlung ergibt s•ich darauS, daß der Staat ·nad}
Rö. 13 die Aufgabe hat, die Guten zu schützen und die Bösen z? strafe�, und daß der Christ 
im Wissen um Gottes Willen (Rö. 12, 1) die •Entschlossenhelt aufb�ngen soll, eine Um. 
kehmng dieser Bestimmung durch die Staatsgewalt unter allen Umstanden zu verhindern. Nicht nur Calvin, sondern auch Luther betont in diesen Fällen den Unterschied zwischender heidnischen und der christlichen Auffassung der staatsl>ürgerHchen Pflicht (s•. o. II, 7). 
3. Karl Barth hat in der Auslegung des Art. 1-4- der Schottischen Konfossion- zu der For­

derung eines pflichrtgemäßen "tyra'llllidem. opprimere" aufgefü_hrt: nEs k�,n uns der Ge­
horsam - n•icht gegen die politische Ordnung, aber gegen die konkreten V e r t r e t e r  
zur Unmöglichkeit werden, wenn wir gleichzeitig den Glauben UD<l die liebe festhalten 
wollen. Es könnte sein, daß wir diesen und diesen Mach t h a b e r n  nur noch -in U 0,. 
g e th o r s am gegen Gott und dann faktisch auch im Uwgehorsam gegen die politische 
Ordnung ,gehorsam sein könnten. Es könnte sein, daß wir es mit einer Regierung von 
Lügnern und Wortbrüchig�n, Möroern und Brandstiftern zu tun hätten, mit einer Regie­
rung, die sich se1bst .an die Stelle Gottes setzen, die die Gewissen binden , die Kirdte 
unterdrücken und sich selber zur Kirche des Antichrist machen wollte. Es könnte dann 
offenbar sein, daß wir nur noch wählen könnten: entweder im Ungehorsam gegen Gott 
den Gehorsam gegen diese tRegierung oder im Gehorsam· gegen Gott den Ungehorsam 
gegen diese Regier-ung. Müßte dann nicht Gott m e h r  gehprc:ht weroen als den Men­
schen? Müßte es uns dann nicht v e r·b o t e  n sein, nur leiden zu wollen? Müßte dan,n 
nicht. der in der Liebe tätige Glaube an Jesus Chr-istus unsere a k t i v e Resistenz ebenso 
notwendig machen, wie er, wenn wir -nicht vor diese Wahl gestellt sind, -die passive Resi­
stenz, oder auch unsere positive Mitarbeit notwendig macht? Genau so, wie er ',in der 
Ißrche unter den entsprechenden Umständen die Reformation und damit ... den, Brudi 
zwischen wahrer ;und falscher Kirche notwendig macht? Müßte dann das Gebet für diese 
Regierung, t>hne aufzuhören, für ihre Personen und ithre 'Bekehrung, für -ihr ewiges Heil 
vor Gott einzutreten, nicht doch ganz schlicht z,um Gebet um ihre !Beseitigung als poli­
tische Machthaber we;rden und wiirden wir dann nicht, diesem Getbet entsprechend, audi 
handeln müssen?" (Gotteserkenntnis usw. Seite 214; vgl. f erner K. •Barths ausführMdie 
Stellungnahme, Kirchl, Dog,mat1k III 4, 51�51•5, daru die z. T. anders •begrüntleten und 

. offenkundig ndcht ganz streng durchdachten Ausführungen des lutherischen Theologen 
P. Althaus a. a, 0.). ✓ -· 

4. Wir kommen in der Auslegung von Luthers Thesen über das politische Widerstands­
recht der Christen gegen den zur Bestie gewordenen- Staat zu demsefäen •Ergebnis, In 
diesem Falle haben nämlich die Träger öffent:I,ic:her Gewalten die Pflicht, den Staat in 
seinem eigentlichen, von Gott gemeinten 'Sinn Z'll bewahren und damit das Volk bzw. die
durch die Perversion. eines solchen, Staa;tes gefährdeten Völker.
5. Man wird den Männern des 20. Juli von der evangelischen Glaubensauffassung her
höchstens den Vorwurf mac:herr können, daß sie zu -spät eingegrfüen haben, man· wird
ihnen aber nicht als Schuld anrechnen dürfen, daß Erwägungen über einen • •gewaltsam
herbeizuführenden Wechsel in der Staatsführung 'in Kreisen der politischen .und· •mili­
tärischen �ödlsten Beamten des 3. Reiches von dann an ernsthaft überhaupt erwogen
wurden, als deu'uicn war, daß die Staatsführung unter Adolf Hitler einen ungereditfer­
tigten Krieg vorbereitete. Man wird für das Zuspätkommen j�ne:i: .Männer er.klärend und
entsc:huldi�end anführen können, daß die reformatorische Lehre von einem gebotenen
'WidE:rstan'd der Christen im. Ra�en der 2. Ta�el des Dekalogs (,,zum Nutzen -�er
Nächsten") innerhalb der evangelischen Kirche seit langem •in Verfall' geraten un� �änZ·
lieh zurüdcgetreten ist hinter der landeren Lehre vom leidenden Gehorsam. •.Wenn· aber

. 
, 

•• • 
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schließlich in dem Au bl' ...:1. d d . . • gen iU\., · a euthch wurde, daß alles verloren war und das Chaos emzubrechen drohte M·· · d K . • anner aus em reise der Widerstandsbewegung sich entschlossen, unter dem formellen 'Bruch eid�icher Verpflichtung und mit Gewalt den Inhaber derob�rst:n Staatsgewalt zu beseitigen, so haben sie damit ein Zeichen aufgerichtet; für echte,chr.isthche und politis,.. v t . .. . . uie ,eran wortung, welches der Ansatz sem konnte zu emer Neu-beSmnung auf das Recht und die Grenzen der politischen Gewalt. Die Tatsache, daß ihrUnteme�en von Mißerfolg begleitet war, besagt wenig gegenüber der geistigen Be­deutun� ihrer Tat. Vielleicht darf man es als eine Fügung Gottes· ansehen, daß der Miß­erfolg ihi:e Tat als ein.i reines· Opfer erscheinen läßt welches in den geistlichen und sitt­lichen Bezirken unseres Leben� größere Bedeutung

1 

haben könnte, als wenn das Atten­tat gelungen wäre. Wir haben als· Christen nicht über den poHtischen Ertrag dieses Ein­satzes zu befil}den, wohl aber die Aufgabe, die sittliche Bedeutung der hier sichtbarenStaatsgesin·nung als Ansatzpunkt für einen echten Neubau unseres bis in den Grundhinein zerrütteten Staatswes_ens zu würdigen.
Götting e n, März 1952 Ha ns-Jo ach i m  I w a nid. E r n s t W o l f  
Anlagen: 

Karl Barth: Kirchliebe Dogmatik m, 4; s. 513-515, Zürich 1951 .. 
Die andere kritische Situation.ist die, die im Mittelalter und in der früheren Neuzeit unter demetwas sensationellen Namen des „Tyrannenmordes" öfters mit mehr oder weniger Vorsicht dis­kutiert worden ist: Das Leben einer staatlichen Gemeinschaf:t kann ja nicht· nur von außen, son­dern a"1ch von innen und vielleicht ganz besonders durch eine bestimmte, unter dem Schein undVorwand rechtmäßiger Regier\lß!g hervorgehobene oder sich selbst hervorhebende, üble Personbedroht sein. Dieser Mensch mag entweder schon illegitim an die Spitze und zur Kontrolle cier Machtmittel des Staates gekommen sein. Oder es mag so sein, daß er, au,f legitime Weise dahin­gekomrn.en, von dessen Machtmitteln einen illegitimen, verkehrten, vielleicht geradezu ver­brecherischen �brauch macht. Und nun ist sein Handeln vielleicht nicht nur dazu angetan, dieguten Rechte vieler oder aller anderen Staatsangehörigen zu schmälern und zu unterdrücken -das möchte an, sich zu ertragen sein: von, hier aus wird man in dieser Sache n i c h t denkendürfen. Es ist aber vielleicht dazu angetan, das Staatswesen als ganzes und als solches und mit ihm
alle seine Angehörigen in ein vielleicht nicht mehr gutzumachendes Verderben zu stürzen. Wie aber, wenn es, eben• wegen der. Gewaltanhäufung in den, Händen dieser einen Person und weil
dieser Mensch dauernd Macht vor Recht gehen läßt, verfassungsmäßige und gesetzliche Mittel,sein böses werk aufzuhalten oder ihn aus seiner so gemeingefährlich gewordenen Stellung zu
entfernen, praktisch· nieht geben soBJte? Wie, wenn die nächsthöchsten bzw. nächstverantw.ortlichen Instanzen, von denen die Initiative zur Wiederherstellung der an hö�ter Stelle zerbrochenen
Rechtsordnung allenfalls ausgehen könnte und müßte, dazu ru.cht fähig oder nicht willig sein
sollten? Darf es dann nicht sein, daß jemand aus den unteren Rängen der staatlichen Hierar-
chie vielleicht auch jemand, der dieser gar nicht angehört,! die offenkundig am Boden liegende
Sache des Rechtsstaates auf seine persönliche Verantwortung zur Errettung des Ganzen auf­
mnuht und _ da alle anderen Wege verschlossen sind - unter Einsatz seines eigenen Lebens zur
Elinrlniei::ung, das heißt zur Tötung jener gemeingefährlichen ;Ferson schreitet? Darf das als Mord 
nicht sein oder ist das ein in extremis gebotener Akt von Staatstreue und .also kein Mord? Könnte
es nicht sein; daß irgend jemand das nicht nur tun d a r f , sondern tatsächlich tun m u ß  ? 
Die so  zu ·umschreibende Frage ist keine fiktive Frage und keine aus irgendwelcher alten Zeit. 

Ö · J el und Judith Brutus und WHhelm Tell hier aus dem Spiel lassen. Ebenso hatWir k nnen a , 
nämlich d1 e Frage in unseren eigenen Tagen in den Jahren zwischen 1938 und 1944 nicht nur sich rid es sehr vielen ernst und zum Teil auch christlich ,ernst gesinnten Männern ineinigen, so ::eziehung auf die Person von A d o 1 f H i t  1 e r gestell� und ebenso ist sie' vonDeutschlaild ti eh ntscbieden p O s i t i v beantwortet worden. Der lutherische Tlieologe D 1 e t  -�n theore so e: f er hat zu diesen Kreisen gehört. Er war auf Grund seines Verst�sesr i c h B o n h igentMch Pazifist. Es steht aber fest, daß er diese Frage jedenfalls auch ·niCQ.tdes .Ev,angeliums e t hat · Der· Diplomat E r i c h K o r d t (,.Nicht aus den Akten ... ", 1950) negativ beantwc;;:: viel� dieser Männer sich im Novembel" 1939 _darüber einig waren, daß-die vonhat geschildert, . t offenslve mit Verletzung der holländischen und belgischen Neutralität fürHitler geplante � g vom Ende bedeuten und also unter allen Umständen verhindert werden1:)eutschl,-and _den D;:e damals lagen, aber nur durch die physische Vernichtung jenes verhäng;, mt1s:3e, so wie die . und mächtigen·Menschen·verhindert werden könn�. Man w oLl:t e 'das 

:rugsvoll ·entscblossen1
e11J te es . und es fehlte damals auch mcht an Geleg�nheit und Mitte�, es aus-:,Attentat _unq man 'P an • 
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zuführen. Es scheiterte nach Kordts sehr aufrichtiger Erklärung durchaus nicht daran, daß manaus religiösen oder moralischen Gründen vor dem sogenannten „Tyrannenmord" als solchemzurückschreckte. Man stärkte sich vielmehr an einem Wort des T h O m a s v o n A q u i n O • quan:do non est recursus ad superiorem . . . tune enim qui ad liberationem patrtae tyrann�
occidU, la'llldatur. Man war sich theoretisch völlig im klaren darüber, daß der FaH der Ultbnaratio gegeben sei und daß diese ergriffen werden müsse. Das Attentat scheiterte sebllcht daran 
daß niemand es ausführen wollte, ohne das Nachher zu erleben, das heißt aber niemand unte;
rücksichtslosem Einsatz seines eigenen Lebens. Wegen derselben Hemmung mußte später (alses schon lange zu spät war!) auch der versuch des Grafen Claus von Stauffenberg am 20. Juli 1944
mißlin_gen. Man wird diese Männer wegen dessen, was Kordt ihre (auch seine eigene) "UnZU!ilng. 
llchkeit" nennt, nicht anklagen dürfen. Nur daß man dieser Hemmung offenbar entnehmen lllUß:
ein klarer kategorischer Befehl G o t t es zu jener Tat lag für sie n i c h t  vor, sonst hätte er 
jene Hemmun,g, die ja mit Ethik nich·ts zu tun hatte, bei ihnen überwinden m ü s s e n. Wiederum
wird man sie aber auch nicht deshalb anklagen dürfen, daß sie dieses Attentat allen Ernstes er­
wogen, ja in aller Form beschlossen hatten. Genau in solcher Situation k o n.n t e es Gottes 
Gebot sein - wer will sagen, ob es -damals nicht doch vorlag und nur überhört wurde? - ad 
liberationem patriae tyrannum occidere, k o n n t e es gebotener Gehorsam sein, dies tatsächlich 
zu vollenden. 
Auch C a 1 v i n , T h e o d o r B e z a , J o h zi K n o x haben - zwar nicht, wie man ihnen 
gröblich unterschoben hat, den „Tyrannenmord" als eine allgemeine Möglichkett „erlaubt" oder 
gar zu einer Art staatsrechtlichen Institution erhoben, wohl aber auf solcqe extreme öffentliche 
Notstände hingewiesen, in welchen es geschehen könne, daß Gott einen Rächer und Erlöser er­
wecke, dessen tötendes werk dann nicht Mord sei, sondern nach seinem Geheiß geschehen müsse, 
Sollte ein Lutheraner das allzu bedenklich finden, so lese er nach, was L u t h e r - seine SP,ätere 
Lehre von den zwei Reichen stand ihm wohl damals noch nicht so deutlich vor Augen - in der 
Zeit seines ursprüng-lichen Zornes gegen Rom und alle „Romanistae" (in seinem Nachwort zu einer 
Schrift des Sylvester Prierias 1520, WA 6, 347, 17 f.) als Vorschlag. zur Wendung sogar des 
k i r c h 1 i c h e n Notstandes geschrieben hat: Diebe, Räuber und Häretiker bringe man- um -
Cur non magis hos magistros perditionis . . . omnibus armis ,mpetimus et manus· nostras In 
sanguine istorum lavamus tanquam_ a communi et omndum periculosissimo incendio nos nostros­
que liberaturi? 
Ober das schw�rste innere Gedränge, in das ein Mensch gestürzt sein muß, der sich in dieset 
Richtung zum Handeln aufgerufen, weiß, soll jetzt nur noch das Nö�ste gesagt werden. Wer sich 
zu solchem Handeln nicht schwer entscheidet, wird es sicher besser gar nicht tun. Es geht ja nicht 
nur um jene Frage, ob es für ihn--IliOch ein Nachher geben möchte. Mit ihr könillte er fertiggeworden 
sein. Es geht aber um das reine Herz und die reinen Hände, um das ganz freie Gewissen, ohne 
das in solcher Sache niemand handeln wo11en sollte. Er wird ja dabei gar keine, auch keine für 
·solchen Notstand bestimmte und in sol�m Notsta.J1d in Kraft zu setzende Einrichtun·g hinter sich 
haben, vielleicht nicht einmal ein Amt, daß ihn formal einigermaßen legitimieren könnte, wahr· 
scheinlich nicht einmal viele geistlich kompetente Freunde, vielleicht keinen Seelsorger mit wirk­
lichem theologischem Oberblick. Er wird mit seiner Sorge um den Staat und mit seiner verant­
wortl:ichkeit für ihn, vor allem aber �uch mit seiner Sorge um den Menschen, dem ei: das L e b� n
nehmen soll, mit dem Gl!;luben, in- welchem er auch an ihn und für ihn denken muß, mit der 
Fürbitte für ·ihn, die er so wenig unterlassen kann als die Bitte um sein eigenes IJl solcher Lage 
wahrhaft gefährdetes Heil - er wird in dem allem vielleicht völlig allein sein: arlein mit seiner 
Sicht der gegebene� Lage, allein mit seinem Urteil, allein mit seinem Gewissen das heißt aber 
als Hörfr des �botes Gottes,� endlich und zuletzt aUein mit seiner Tat. Die ganze Last dieser 
Situation ist wohl zu bedenken, wenn man auch mit diesem Grenzfall rechnen will Aber daß auch 
er gegeben, daß diese wunderliche Form von Todesstrafe einem Menschen von Gott geboten sein 
kann, das.sollte darum nicht bestritten werden. Und dann auch das nicht, daß, wenn solches �an­
deln als von Gott geboten erkannt ist, aus jener vielleicht fast erdrückenden Einsamkeit heraus
._ in Wirklichkeit doch inmitten der communio sanctorum - entschlossen gehandelt. werden_mull,
Das Neue Testament Deutsch, Bd. 6, Der Brief an die Römer, übersetzt und erkllrt von Paul
Althaus; Göttingen, 1935, S. 109 f, 1946; S. 112 f.
Die christliche Lehre vom Staat wird auch heute von Röm. 13 ausgehen, kann aber in Rl:Sxn, 13 
nicht aufgehen: Pa\l!lus redet nur vom R e c h t s staat und seiner sittlichen Bedeutung, für uns
-kommt der Staat darüber hinaus als Form einer N a t i O n für ihr Leben in der Geschichte in
Betracht. Für uns sind durch die Wirklichkeit der Geschi�te brennende Fragen in bezug auf den 
Staat gestellt, die Paulus noch nicht kannte oder die er doch in unserem Kapitel gar nicht an· 
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rührt, auf die wir also bei ihm nicht unmitte�bar die Antwort suchen dürfen. Man darf aus Röm. 13 
nicht ffißhr herauslesen als Paulus sagen will. Wir können nl.cht umhin, zu fragen: wodurch unter­
scheidet sich echte, von Gott geordnete Obrigkef\ von wilder, eigenmächtiger TyN.nnis? Paulus 
stellt die Frage nicht und gibt auch keine unmittelbare Antwort aul sie. Immerhin weist 13,3.4 
W1S für unsere eigene Besinnung den Weg. Bedeutet tatsächlicher Machtbesitz und Mamtverwal-

. tung schon „Obrigkeit"? Machtverwaltung hat als Bändigung des Chaos immer schon ihre Würde.
Aber zur „Obrtgkelt" gehört hinzu, daß die Verwaltung der Macht im Dienste s i t t 11 c h b e -
8 t 1 m m  t e r  R e  c h t s o  r d n u n  g stehe, dem „Bösen" wehre, das „Gute" ehre (V. 3). Mißbraucht 
wird Röm. 13, wenn man, mit ihm unmitteU>ar und gesetzlich die Frage politischer Sittlichkeit 
entscheiden wlll, ob nicht für die „Untertanen" aus der Verantwortung für den Staat heraus die 
Pflicht zum Kampfe mit einer Regierung um die Erneuerung eines entarteten, verrotteten Staates 
entsteht und ob dieser Kampf nicht im äußersten Falle, beim Versagen allei: anderen Mittel, mit 
Gewalt ausgetragen werden muß - das sittliche Problem der Revolution. Diese schweren Fragen 
kann man nicht durch Berufung .auf Röm. 13 einfach niederschlagen - sie sind Wl8 zu eigener 
Besinnung und En1:scheidung gestellt. Paulus hat es nicht mit der Frage des politischen Kampfes 
im Staaiie und des Umsturzes ü b e r h a u p t zu tun, er wendet sich ausschließlich gegen die 
Gelüste zum UlnStu!-z im N�en der christlichen Freiheit und Würde, ausschließlich. gegen die 
,. C h r 1 S t 11 c h e Revolution". 
(Zusatz 1946) 
Diese Front von Röm. 13 gegen den religiösen Zweifel am ·Staa<te, gegen Emanzipationsgelüste im 
Namen des Evangeliums d-arf nicht vergessen werden. Nach dieser Seite hin spricht Paulus das 
grundsätzliche Ja zum Staate aus. Dai er keine umfassende Ethik für den Chrt$n im Staate, son­
dern ein bestimmtes seelsorgei,llches Wort schreiben will, hat er keinen ·Anlaß, auf die P r o b  1 e -
m a t 1 k der Autorttät des Staates und des Gehorsams der Christen als Staatsbürger an dieser 
Stelie einzugehen. Die Grenzen der Autorität und des Gehor� hat Paulus selbstverständlich 
genau so gesehen und verkündet wie die Urapostel mit ihrem Vorbehalte Apg. 4,19; 5,29. Daß 
�an um Gottes willen unter Umständen ein Nein• zu. den Ansprüchen der politischen Macht 
spredJen muß, wußte Paulus nicht erst als Christ, sondern schon als frommer Jude, vgl. 1 .. Makk. 
2,19 ff.; 2. Makk. 7,30. Man darf sich also nicht auf Röm. 13 berufen, um jene frag- und kritiklose 
Untertanengeslnnung, jene u n b e d 1 n g t e Loyalität gegen den Staat zu rechtfertigen, die ver­
gessen hat, qaß die Autorität Gottes und seiner Gebote die Autorität des Staates und die Gehor­
samspfldcht der- Btn,ger nicht nur begründet, sondern ihnen auch die Grenzen zieht. 

p. Althaus, O�rlgkelt und Filhrertum. Wandlungen des evangelischen Staatsethos. 1!136, S. St ff.
Aus der Sorge für aiwertrautes Leben folgt: ,,Die Verantwortung fordert den Einsatz 
zum Schutze des Volkes .gegen eine schlechte Regierung, bis hin zur äußersten Möglichkeit 
des Angriffes 8luf Regierung und Verfassung. Die Verantwortung für das Leben des 
Volk.es; dem zu dienen die Autorität der poLitischen Gewalt begründet und begrenzt, kann 
den Angrifi auf die Reg:ierun.g zur Pflicht machen, wenn sie nicht mehr aus Ver­
antwoitlung heraus hallidelt und damit aufgehört hat, dieses Volkes Obrigkeit zu sein ... 
Revolution in diesem Sinne willd getragen von Männern, die sich durch den ,Auftrag der 
Not• berufen wissen: nicht mehr die Reg:1erenden, sondern sie selber sind Organ des Gotte&­
willens über ihrem Volke." Die Legitimität sozusagen dieser „rechten Revolution" ruht darauf, 
daß es sich bei ihr weder um Egoismus noch um christlichen Ut:opismus der Revolution handelt, 
die Luther beide scharf ablehne. ,.Wir bleiben in der apostolisch-lutherischen Linie, indem wir 
die rechte politische Revolution scharf abgrenzen gegen die Revolution des individualistisch­
demokratischen Egoismus und die Revolution des religiösen oder säkularisierten Utopismus, z. B. 
des Bolschewismus. Der revolutionäre .Angrlff auf die Reg:1ewng bedeutet immer einen tragischen 
Konflikt: die Ordnung als solche, die Rechtsform, die dem Chaos wehrt, wird zerbrochen. Solches 
Wagnis wird gerechtfertigt allein durch die Vollmacht, die Gottes Berufung gibt. Dieser VoH­
machit wird man, aber nicht anders als im Wagnis gewiß: da erst entscheidet sich, ob sie eingebil­
det, angemaßt oder echt ist. Gerecht.fertigt im geschichtlichen. Sinne wird eiil.e Revolution durch
ihr Gelingen•, d. h. dadurch, daß sie es vermag, eine neue gesunde Ordnung aufzurichten, einen
Staat der dem Leben und der Aufgabe des Volkes besser dient als die zerbrochene Verfassung.
Das �thos der Revolution ist das gleiche wie das Ethos aller Politik: der selbstlose Dienst an· dem
Leben des Volkes." (S. 56). - Man beachte, daß Althaus betont, er habe sich bereits seit 1921 (Reli­
giöser Sozialismus, s. 91 f.) .. zu der Notwendigkeit bekannt, über das altlutherische Nein zu 3eder
Revoiution hinauszuffihrenl' (S. 53, Anm. 1). D� geschah - blickt man auf die konkrete Situa­
tion'_ auf dem Hintergrunid der Weimairer Republik, der.en Rechblstaatllcbkelt im Vergleich mit 
dem Dritten Reich doch *ohl kaum ernstlich angezweifelt werden konnte. 

-
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